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sich in Gegensatz zu den für alle Verfahrensbeteiligte ver
bindlichen prozessualen Regelungen setzen, sich über den Rahnen 
der St PO hinausgehende Rechte zuschreiben und daraus ihre Ver
haltensweise mit angeblichen Rechtsverletzungen des Unter- 
suchungsOrgans zu begründen versuchen. Das kann zum Beispiel 
Versuche betreffen, Aussagevervveigerungen mit unzulässigen 
Fragen zu begründen, Unterschriften in Vernehmungsprotokollen 
zu verweigern, wenn der Inhalt objektiv dargestellt ist, 
die Aufnahme getätigter Aussagen in das Protokoll zu ver
hindern usw.

Das Rechtsverhältnis in der' Beschuldigtenvernehmung dient auch 
dazu, dem Beschuldigten die Bedeutung seiner Aussagen bewußt 
zu machen. Das ist in mehrfacher Hinsicht möglich. Die Beschul- 
digtenaussage ist Beweismittel sowohl hinsichtlich der in ihr 
enthaltenen Informationen zum objektives, strafrechtlich rsle- 
vanten Geschehen als auch zur Gev/inr̂ nef'\$bn Informationen über 
die Persönlichkeit des Taters, die^^jber anderem über seine 
Fähigkeit und Bereitschaft Aufschluß oeben können, künftig
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die Tstbestondsmäp»ig'ks-it der Handlungen, ihre Ursachen und Be
dingungen festzusÜe~!*len und zur Gewinnung von Informationen, 
die für die Strafzumessung von Bedeutung sind. Das Gericht ist 
verpflichtet, bei der Festsetzung der Strafe sowohl die zu
gunsten als such zuungunsten des Täters vorliegenden Umstände 
allseitig zu würdigen.Von Beschuldigten getätigte Aussagen 
bleiben Bestandteil des Ermittlungsverfahrsns. Es existiert 
keine gesetzliche Möglichkeit für Beschuldigte, Aussagen, die 
sie in der Beschuldigtenvernehmung dargestellt haben, durch 
anderslautende Erklärungen, zum Beispiel einen Widerruf wahrer 
Aussagen,als e i n  in der weiteren Untersuchung und in der 
gerichtlichen Hauptverhandlung zu würdigendes Beweismittel aus
zuschließen.

1 vc1. § 242 (1) StPO und § 61 (2) StG'


